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Streik der IG Metall in Mülheim, Februar 2015. Foto: DIE LINKE Nordrhein-Westfalen, Streik IG Metall, Mülheim2015_08,
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Gemeinsame Erklärung von IG-Metall und Umweltverbänden

Die Forderungen sind mehr verzweifelt als politisch sinnvoll

Von Thies Gleiss | 15. Juli 2019

In den vergangenen Jahren war es leider üblich, dass die IG Metall – und auch die anderen

Mitgliedsgewerkschaften des DGB – gemeinsame Erklärungen mit den Arbeitgeber*innen-Verbänden

veröffentlichte, dass der Klima- und Umweltschutz nicht zu radikal und gründlich passieren darf. Profit,

Konzernumsätze und Erhalt von Arbeitsplätzen wurden nicht nur als übergeordnet, sondern vor allem auch

als angeblich gemeinsames Interesse von „Arbeitgebern“ und „Arbeitnehmern“ dargestellt. Insbesondere vor

Koalitionsverhandlungen von Regierungsparteien, bei Einrichtungen wie der Kohle-Kommission oder gar mit

Gegendemonstrationen zu den Mobilisierungen der Umweltbewegung meldeten sich die

Gewerkschaftsspitzen als den Klimaschutz bremsende Kraft zu Wort – oft trotz erheblichen Protestes aus den

Reihen ihrer Mitgliedschaft.

Gemeinsame Erklärung ist ein Lichtblick
Da ist es ein wirklicher Lichtblick, dass die IG Metall nach ihrer großen Demonstration für einen

sozialverträglichen Energie-, Verkehrs- und Industriewandel vom 29. Juni mit 50.000 Teilnehmenden in

Berlin eine gemeinsame Erklärung mit den Umweltverbänden NABU und BUND veröffentlich hat, in der ein

schneller, unumkehrbarer und sozial verträglicher Klimaschutz gefordert wird, der sich uneingeschränkt
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hinter die Forderungen des Pariser Klimaschutzabkommens stellt.

Die Kernpunkte der Erklärung klingen so: Das Tempo in der Energie- und Mobilitätswende muss „deutlich

erhöht werden“. Der „notwendige Wandel“ wird „tief in die bisherigen Arbeits-, Freizeit- und

Lebensgewohnheiten der Menschen eingreifen“. Dieses „drastische Umsteuern“ muss jetzt angepackt und

beschleunigt werden. Gefordert werden ein Kurswechsel im Verkehrssektor zugunsten der Elektromobilität,

des Fahrrades und kollektiver Verkehrsmittel mit Bahnen und Bussen.

Der CO2-Ausstoß soll bepreist und verteuert werden, bei gleichzeitigem sozialem Ausgleich; der Handel mit

Emissionszertifikaten soll aber nicht auf Verkehr und Wohnen ausgedehnt werden. Es müssen zeitgleich

verlässliche Alternativen im Konsumverhalten der Menschen bei Verkehr, Wohnen und Energieversorgung

angeboten werden. Insgesamt wird „der Staat“ aufgefordert, ein umfangreiches Investitionsprogramm im

Ausbau der Schiene, der Elektromobilität, des energiesparenden Wohnens und weiterer Umwelt- und

Klimaschutzmaßnahmen für diesen notwendigen Wandel aufzulegen. Dafür muss gegebenenfalls die

„Schwarze-Null-Politik“ der Regierungen beendet werden.

Zeit des Aufwachens
Die IG Metall ist keine gesellschaftlich losgelöste Großorganisation – wie es vielleicht reine Lobbyvereine

wie der ADAC sind. Die Mitglieder spüren die veränderte gesellschaftliche Situation im Betrieb und im

privaten Leben. Die Klimakrise und die Debatten darüber sind Teil des Alltagslebens geworden. Auch die

Kinder der IG Metall-Mitglieder – und wir hoffen, die sogar besonders – nehmen an den Aktionen von

Fridays for Future teil.

Aber das ist nicht alles. Man kann fast sagen, dass der IG Metall, Funktionär*innen wie einfachen

Mitgliedern, der Arsch auf Grundeis geht. Der sich abzeichnende radikale Umbau in der Industrie und in den

industrienahen Dienstleistungen wird die Welt der Gewerkschaft in einer nie da gewesenen Weise

umkrempeln. Alle einigermaßen realistischen Studien sagen einen Sturm der Veränderung insbesondere in

der Schlüsselindustrie Automobilbau voraus.

Der sich abzeichnende radikale Umbau in der Industrie und in den industrienahen

Dienstleistungen wird die Welt der Gewerkschaft in einer nie da gewesenen Weise

umkrempeln.

Die Angst, dass diese strukturellen Großeingriffe unter den bekannten Verhältnissen der Marktwirtschaft

nicht geplant und einigermaßen zeitlich gestreckt erfolgen, sondern in Form von Zusammenbrüchen und

Notmaßnahmen erfolgen, ist groß. Und sie ist sehr realistisch. Das Wort „Transformation“ geistert darum wie

ein böses Gespenst durch die betrieblichen und gewerkschaftlichen Debatten. Die Anstrengungen der IG

Metall darüber aufzuklären, oder auch nur die elementaren Basisinformationen aus den Betrieben zu erhalten,

sind deshalb groß, aber wahrscheinlich immer noch zu klein, um eine tatsächliche Gegenwehr zu

organisieren.

Zu dieser tiefen Strukturkrise der Industrie kommt speziell in der Automobilindustrie auch eine heftige

konjunkturelle Absatzkrise hinzu. Die Märkte sind gesättigt und die Fertigungskapazitäten werden nicht mehr

ausgelastet. Alle Konzerne haben drastischen Arbeitsplatzabbau angekündigt oder schon in Angriff

genommen. Eine noch verschärfte Entwicklung ist diesbezüglich in der Zulieferindustrie zu erwarten. Der
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Konkurrenzkampf auf Weltebene hat enorm zugenommen, die Wachstumsraten in den bisherigen asiatischen

und amerikanischen Wundermärkten schrumpfen und die Marktmacht der deutschen Autokonzerne wird

angegriffen.

Es gibt keine betriebliche Lösung der Probleme
In dieser Situation ist es erfreulich, dass die IG Metall aufwacht und sich die Erkenntnis durchsetzt, dass nur

ein breites gesamtgesellschaftliches Bündnis, über einzelne Betriebe oder – besser noch – einzelner

Belegschaften hinaus, dafür sorgen kann, dass nicht Kolleginnen und Kollegen im Betrieb und die einzelnen

Menschen mit normalen Einkommen in ihren bisherigen Lebensverhältnissen die Zeche für diese doppelte

Krise zahlen müssen. Es gibt keine betriebliche Lösung für die heutigen Probleme, sondern vorrangig eine

politische.

Aber der erste Schritt, den die IG Metall mit der gemeinsamen Erklärung mit NABU und BUND jetzt

gemacht hat, reicht bei weitem nicht aus. Und mehr noch: Die dort angerissenen Lösungswege werden nicht

ans Ziel, zum Teil sogar davon weiter wegführen.

Es gibt keine betriebliche Lösung für die heutigen Probleme, sondern vorrangig eine politische.

Die gesamte Erfahrung der letzten Jahre und der Fortgang der Umwelt- und Klimakrise zeigen eindeutig auf:

Die privaten Produktionsmittelbesitzer*innen, die Industriekonzerne und die Anteilseigner*innen im

Hintergrund sind nicht nur Opfer, sondern vor allem Täter der Klimazerstörung. Sie sind mit ihren

Marktstrategien, der Weltmarktzurichtung und auch mit ihren Werbe- und Verkaufslobbys unermüdlich

dabei, die Klimakrise zu verschärfen und deren Eindämmung zu blockieren.

Die Marktlogik durchbrechen
Die marktwirtschaftliche Logik schreit nach mehr Autos, mehr Stromverbrauch, nach Verfeuerung auch noch

der letzten Tonne Kohle, nach Wachstum in allen Branchen und nach Konsum auch noch der letzten

ungesunden und nutzlosen Angebote der privaten Unternehmen. Die menschliche Logik und Vernunft rufen

stattdessen nach weniger Autos, Einschränkung des Energieverbrauchs, nach weniger Ressourcenverbrauch.

Sie ruft nach schnellstmöglicher Umstellung schädlicher und unsinniger Produktionen, nach Beendigung der

fossilen Energieproduktion, nach Wachstum der Lebensqualität und nicht der Profite.

Die Forderung der IG Metall nach Umstellung der privaten Automobilkonzerne auf Elektroautos ist deshalb

mehr verzweifelt als politisch sinnvoll oder auch technisch vernünftig. Der Ressourcenverbrauch und die

Individualisierung des Verkehrs werden dadurch nicht gemindert. Die Verlängerung der Verkehrswege und

die Zersiedelung der Landschaften geht unvermindert weiter.

Der Ressourcenverbrauch und die Individualisierung des Verkehrs werden durch Elektroautos

nicht gemindert.

Die Förderung kollektiver Transporte mit Bahnen und Bussen und vor allem die Eindämmung und

Verkürzung des Verkehrsaufkommens, die Reduzierung der Transporte, Einschränkungen oder Verbote der

sinnlosesten Produkte wie Flugreisen unter 600 km oder Kreuzfahren – all das wird nur klappen, wenn die

Macht der privaten Unternehmen, und auch der faktisch privaten Unternehmen im Staatsbesitz, wie die Bahn,

bewusst überwunden wird. Und wenn es – wie immer wieder zu sehen ist – zu direkter Gegenwehr der
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privaten Konzerne kommt, dann müssen sie auch mal zurückgedrängt und ihre Macht gebrochen werden. Die

IG Metall-Satzung ruft heute immer noch nach Vergesellschaftung der Schlüsselindustrien – also mit Mut

voran in diese Richtung!

Tarifpolitik der Gewerkschaften muss sich ändern
Dieser Bruch der Macht des privaten Kapitals wird durch politische, also heute zunächst staatliche,

Investitionskontrollen eingeleitet. Aber auch die Belegschaften in den Betrieben müssen ein ausdrückliches

Vetorecht in Sachen umweltschädlicher Produktionen und Produkte erhalten. Die Tarifpolitik der

Gewerkschaften könnte viel mehr als bisher „ökologisiert“ werden. Forderungen nach Konversion der

Produktion, nach garantierter Einkommenssicherung für alle Beschäftigten im Falle von notwendiger

Transformation, nach allgemeiner Arbeitszeitverkürzung, um die Arbeit auf alle zu verteilen und nach

besonderer Arbeitsverkürzung für Qualifikationen und Neuausrichtungen der betroffenen Beschäftigten – all

das und noch viel mehr können und müssen auch in Tarifkämpfen erstritten werden.

Auch der Eindämmung des Verkehrsaufkommens und der Zersiedelung der Landschaften könnte mindestens

mittelfristig nähergekommen werden, wenn die IG Metall die simple Forderung nach Bezahlung der Fahrtzeit

als Arbeitszeit aufstellen würde. Dann würden sich die privaten Arbeitskraft-Nehmer*innen, also die

Unternehmen, schon sehr schnell überlegen, wie sie Arbeits- und Wohnorte wieder zusammenbringen

können.

Der Eindämmung des Verkehrsaufkommens könnte nähergekommen werden, wenn die IG

Metall die simple Forderung nach Bezahlung der Fahrtzeit als Arbeitszeit aufstellen würde.

Stattdessen appelliert die IG Metall gemeinsam mit den Umweltverbänden, dass der Staat die notwendigen

Kosten der Transformation für das private Unternehmertum übernehmen sollen. Da sollen also den

Haupttäter*innen in der Umwelt- und Klimakrise gemachte Nester für industrielle Investitionen präsentiert

werden und sonst soll sich nichts ändern. Das wird nicht gutgehen.

Klimabewegung und Beschäftigte haben gleiche Interessen
Ein „Transformationskurzarbeitergeld“, wie auf der Demonstration in Berlin als fast einzige konkrete

Forderung gestellt, mag gelegentlich sinnvoll sein, aber als Geschenk an die Unternehmen ohne

Gegenleistung in Form von mehr Kontrolle und Mitbestimmung der Belegschaften, ohne Transparenz in allen

unternehmerischen Entscheidungen und ohne politische Rahmensetzung wirkt es nicht oder falsch. Das gilt

natürlich auch für sonstige öffentliche Subventionen beim Umbau der Industrie.

Aber auch für die Umweltverbände gilt: So wie die Gewerkschaften ihre Kämpfe „ökologisieren“ müssten, so

sollte sich die Klima- und Umweltbewegung mehr der sozialen Wirklichkeit einer Klassengesellschaft stellen.

Es geht nicht nur um Produkt-, Konsum- und Gebrauchswertkritik, sondern die Interessen der Beschäftigten

sollten auch die der Klimabewegung sein. Ein Kohleausstieg ist gut, aber keiner der davon betroffenen

Beschäftigten soll dafür die Rechnung bezahlen. Umschulung, neue Arbeitsplätze, aber auch notfalls die

Fortzahlung der Gehälter in voller Höhe für den Zeitraum des Übergangs sollten in den Forderungskatalog

der Klimabewegung aufgenommen werden.

Ein Kohleausstieg ist gut, aber keiner der davon betroffenen Beschäftigten soll dafür die

Rechnung bezahlen.
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Letztlich sind auch die gemeinsamen Forderungen von Gewerkschaften und Umweltbewegung noch viel

umfassender und auch radikaler zu fassen als es in der aktuellen gemeinsamen Erklärung anklingt.

Investitionsprogramme, Umstellung kompletter Produktionszweige und -Anlagen, das alles erfordert auch

eine Politik der Umverteilung der Vermögen von Oben nach Unten, um eine ausreichende materielle Basis für

Umbau, Umschulungen und Umstrukturieren zu finanzieren.

Diese Maßnahmen – wir verraten da jetzt kein Geheimnis – sind eine Abkehr von der Marktwirtschaft in

Richtung geplanter Produktion im Interesse der Mehrheit. Das wird nicht anders gehen, und es wäre im Sinne

eines breiten, gesamtgesellschaftlichen Aufbruchs in diese Richtung, auch einen politischen und kulturellen

Diskurs zu beginnen und auszubauen, der eine solche „neue soziale Idee“ umfassend mit Leben und auch

Utopien versorgt. Wir schlagen als Titel für diesen Diskurs „Wege zum Öko-Sozialismus“ vor. Ein weites

Feld, ein langer Weg – aber wir sind sicher, es wird sich lohnen.

Dieser Beitrag wurde publiziert am Montag den 15. Juli 2019
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